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Zuständigkeitskonflikte  bei Überlagerung von zwei Massnahmen
Sachverhalt

Ein gut 30-j. Mann, seit Geburt behindert, lebte bei seiner Mutter im Kt. LU. Beim Tod der Mutter wurde festgestellt, dass die gesetzliche Vertretung nie geregelt wurde. Die zuständige Gemeinde hat umgehend einen Vertretungsbeistand eingesetzt (am 25.09.2006), mit dem Auftrag, den Mann bei der Erbschaftserledigung zu vertreten, seine Interessen wahrzunehmen, den Erbteilungsvertrag sowie sämtliche Verträge, welche mit der Erbschaftserledigung notwendig werden, zu unterzeichnen. Gleichzeitig beauftragte sie den zuständigen Sozialdienst, die Situation des Mannes umfassend abzuklären. 

Da die Schwester des Mannes in Cham lebt, suchte sie in ihrer Nähe eine passende Wohnung und er zog am 01. Oktober 2006 hierhin. Als der Sozialbericht der Luzerner Gemeinde vorlag (mit Empfehlung für eine kombinierte Beiratschaft, da ein relativ grosses Vermögen und eine Beteiligung an einer Liegenschaftenfirma vorhanden sind), wurde ich von LU angefragt, ob nicht die Gemeinde Cham die Massnahme errichten könne, da der Mann nun hier Wohnsitz hatte. Die Vertretungsbeistandschaft für die Erbteilung soll jedoch bis Abschluss in LU bleiben. Von dort wurde ich auch informiert, dass die sich im Nachlass der Mutter befindende Liegenschaft verkauft wird – die zuständige Behörde sei damit einverstanden – und die nötigen Schritte seien im Gange.

Nach Rücksprache mit der Juristin der Dir. d. Innern und Schilderung der Situation habe ich zugesagt, einen Beirat nach Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB einzusetzen (am 21.05.07). 

Nun erhalte ich ein Schreiben, dass zwar die Verhandlungen betreffend Hausverkauf der mütterlichen Liegenschaft seit einem Jahr am Laufen seien und kurz vor dem Abschluss stehen. Nun stelle sich LU aber auf den Standpunkt, dass nicht ihre Gemeinde für die Genehmigung des Kaufvertrages, sondern die Gemeinde Cham zuständig sei. Ich bin der Ansicht, dass dieser Verkauf in den Bereich der Erbteilung gehört, in diesem Rahmen abgewickelt werden muss und sobald die Erbteilung vollzogen ist, „mein“ Beirat für die Anlage der Gelder zuständig ist. Diese Sichtweise wurde mir hier intern bestätigt und ich habe dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt. Diese wollen nun eine Sitzung einberufen, um die „Schnittstellen“ zu klären. Bevor ich weitere Schritte unternehme, möchte ich gerne wissen, ob unsere Sichtweise korrekt ist oder ob dieses Geschäft wirklich in unsere Zuständigkeit fallen würde. Was gibt es allenfalls weiter zu berücksichtigen.

Erwägungen

1. Vorweg ist zu bezweifeln, ob mit der kombinierten Beiratschaft die richtige Massnahme getroffen wurde: Der behinderte Mann dürfte einerseits persönliche Betreuungsbedürfnisse aufweisen, andererseits einen durchgehenden Vertretungsbedarf, was mit der kombinierten Beiratschaft beides nicht hinreichend abgedeckt werden kann (BGE 5C.190/2005 E.4.2; BGE 103 II 81; Handkommentar zum Schweizer Privatrecht (CHK)-Affolter/Steck/Vogel, N 2 zu Art. 395). Die kombinierte Beiratschaft ist eben keine „Vormundschaft-light“, sondern eine auf urteilsfähige, einer sorgfältigen Vermögensverwaltung nicht fähige Personen ohne persönlichen Betreuungsbedarf und ohne weitergehende Vertretungsbedürfnisse in persönlichen und Einkommensbelangen zugeschnittene Massnahme.
Zudem kann die Mitwirkungsbeiratschaft, welche in der kombinierten Beiratschaft enthalten ist, nur realisiert werden, wenn die verbeiratete Person selbst geschäftsfähig, d.h. volljährig und urteilsfähig ist. Wenn ihr die Urteilsfähigkeit fehlt, kann sie die nötigen Mitwirkungshandlungen, ohne die der Mitwirkungsbeirat nicht handeln kann, nicht vornehmen und ist damit in seiner Interessenwahrung ungenügend abgedeckt. Ob der behinderte Mann im vorliegenden Fall Urteilsfähigkeit aufweist, bleibt offen, scheint aber nach der Sachverhaltsschilderung doch eher unwahrscheinlich.

2. Dem Verwaltungsbeirat, der im vorliegenden Fall bestellt worden ist, kommt im Rahmen der Vermögensverwaltung die gleiche Stellung zu wie dem Vormund (Berner Kommentar Schnyder/Murer, N 117 zu Art. 395; CHK-Affolter/Steck/Vogel N 6 zu Art. 395). Er ist berechtigt und verpflichtet, die Interessen des Verbeirateten in allen Vermögensangelegenheiten zu wahren. Nur für den Fall, dass er dadurch in eine Interessenkollision gerät, wäre dem Verbeirateten ein Vertretungsbeistand zu bestellen, welche anstelle des Beirates in bestimmten Angelegenheiten die Interessenwahrung zu übernehmen hätte (Art. 392 Ziff. 2 ZGB).

3. Im vorliegenden Fall wurde die Beiratschaft ohne Vorliegen einer Interessenkollision aus verfahrensökonomischen Gründen parallel zur noch bestehenden Beistandschaft errichtet. Das Vorgehen ist sinnvoll, wenn es sich um hängige, kurz vor dem Abschluss stehende Rechtsgeschäfte handelt, und die Mandatsführung klar abgegrenzt ist. Art. 379 Abs. 2 ZGB lässt es zu, bei besonderen Umständen mehrere Personen zu wählen, „die das Amt gemeinsam oder auf Grund einer amtlichen Ausscheidung der Befugnisse führen“. Aufgrund der gefällten Beschlüsse der beteiligten Vormundschaftsbehörde ist also davon auszugehen, dass im Moment noch zwei parallele Massnahmen geführt werden, was möglich und auch zulässig ist. Die Massnahmenführung entfällt bekanntlich nicht mit dem Wohnsitzwechsel, sondern erst durch Übertragung oder Aufhebung der Massnahme. So gesehen gibt es keinen Grund anzunehmen, Luzern könnte das hängige Geschäft (Liegenschaftsverkauf) nicht genehmigen, weil die Massnahmenführung dort noch in Kraft steht. Anders wäre es, wenn die Chamer VB mit Errichtung der Beiratschaft die bestehende Vertretungsbeistandschaft aufgehoben oder als hinfällig erklärt hätte.

4. Bei der gegebenen Konstellation ist allerdings nicht zu übersehen, dass der eingesetzte Beirat in Ausübung seines Mandats wohl Beschwerde gegen den Liegenschaftsverkauf führen könnte, wenn die Interessen des Verbeirateten durch den Beistand und die Luzerner VB nicht hinreichend gewahrt würden. Das schiene ein wenig erspriessliches Vorgehen, weshalb die beabsichtigte Schnittstellensitzung die richtige Lösung sein wird: Dort kann vereinbart werden, 
a. entweder die Vertretungsbeistandschaft bis zur Erledigung des Liegenschaftsverkaufs zu Ende zu führen und dementsprechend das Geschäft durch die für die Führung der Beistandschaft noch zuständige Luzerner Vormundschaftsbehörde genehmigen zu lassen und den Beirat über die Ergebnisse zu orientieren
b. dito, aber zur Vermeidung von Meinungsdifferenzen das Einverständnis des Beirates vor Unterzeichnung des Verkaufsvertrages einzuholen. So kann das Risiko ausgeschlossen werden, dass die Mandatsführung des Vertretungsbeistandes desavouiert wird,
c. die Vertretungsbeistandschaft aufzuheben und die weitere Interessenwahrung in diesem Vermögensverwaltungsgeschäft dem Beirat zu überlassen, was dann in Betracht zu ziehen wäre, wenn die Abwicklung des Liegenschaftsverkaufs ins Stocken geraten ist, noch einige Zeit auf sich warten lässt und durch die örtliche Distanz kein allzu grosses Erschwernis für die Verkaufsabwicklung entsteht.


5. Grundsätzlich schiene es in künftigen Fällen – so selten sie auch sind – ratsam, die Ausscheidung der Befugnisse von bisherigem Vertretungsbeistand und neu eingesetztem Beirat im Sinne von Art. 379 ZGB im Errichtungsbeschluss der Beiratschaft festzulegen. Ähnliche, wenn auch nicht ganz vergleichbare Konstellationen sind gängig, wenn für ein Kind nach einem Wohnsitzwechsel noch eine Vaterschaftsanfechtungsbeistandschaft am Ursprungsort geführt wird, während am neuen Wohnsitz eine Erziehungsbeistandschaft errichtet oder übernommen wurde.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 12. Februar 2008
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